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Das Bundeskabinett hat jüngst für
die Weltfrauenkonferenz einen Be-
richt über die berufliche Situation
der deutschen Frauen verabschie-
det. Die dort für das zurückliegen-
de Jahrzehnt gezogene Bilanz ist im
großen und ganzen positiv. Damit
sind aber offenbar mehr die frauen-
politischen Anstrengungen als de-
ren Erfolge gemeint. Denn der Be-
richt konstatiert, daß sich die Zu-
nahme höherer Bildungsabschlüs-
se von Frauen bisher kaum in den
Chefetagen niedergeschlagen habe.
In den höheren Laufbahngruppen
bei den Bundesbehörden und Bun-
desgerichten ist die Wahrschein-
lichkeit gering, einer Frau zu begeg-
nen. Nach wie vor gilt, daß die Luft
in den höheren Rängen der Berufs-
hierarchien für Frauen dünn ist. Die
zurückgebliebenste aller Provinzen
jedoch, dort wo der Fortschritt ge-
wissermaßen auf der Stelle tritt, ist
die Universität.

Obwohl die Zahl der Studentinnen
kontinuierlich angestiegen ist, sta-
gniert der Anteil der Frauen, die
eine Professur innehaben. So hat
sich die Zahl der Studentinnen an
den Universitäten von 32,6 % im
Jahr 1972 auf 41 % im Jahr 1990
erhöht. Die Prozentzahlen bei den
Professorinnen jedoch haben sich
nur hinter dem Komma bewegt.
Und das noch im Sinne eines Auf
und Ab. Jüngste Zahlen aus den
Universitäten belegen einen unauf-
haltsamen Schwund. Während 41
% der Studienanfänger Frauen sind,
ist das weibliche Geschlecht unter
den Absolventen mit 37 %, unter
den Doktoranden mit 28 % und
unter den Habilitanden mit 10 %
vertreten. In der Gilde der Profes-
soren sind nur 5,5 % Frauen. Bei
den C 4-Professuren liegt der
Frauenanteil sogar nur bei 2,6 %. -
Seit Jahren wie gehabt, kann man/
frau da nur sagen.

Die Universität -
eine zurückgebliebene Provinz
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Die weibliche Dürre in der Profes-
sorenschaft ist um so erstaunlicher
als die Frauenförderrichtlinien, die
gegenwärtig überall aus dem Kraut
schießen, an den Universitäten ihre
ersten Blüten getrieben haben. Soll-
te das alles vergeblich gewesen
sein? Welche Barrieren behindern
allgemein und im besonderen den
Aufstieg von Frauen in qualifizier-
te berufliche Positionen und das
vorzugsweise in der Universität?
Sie werden mir gewiß nachsehen,
daß ich keinen Gedanken auf die
Frage verschwenden werde, ob gei-
stige Defizite die Frauen vor den
Toren der Wissenschaft halt ma-
chen lassen. Zwar findet immer
wieder einmal ein Forscher einen
kleinen oder großen Unterschied
zwischen den Geschlechtern her-
aus. So will jüngst ein Wissen-
schaftler entdeckt haben, daß das
männliche Gehirn in der Jugend
drei Jahre länger wachse als das
weibliche und das erste deshalb zu
größeren Hoffnungen berechtige.
Doch lassen Sie mich diese jüngste
Kunde mit dem Berliner Trost-
spruch abtun: „Man kann nie so
dumm denken wie es kommt!“.
Es gibt Bereiche in der Kultur, der
Wirtschaft und im übrigen öffent-
lichen Dienst, die in ihren Anfor-
derungen an die Intelligenz, das
Wissen und die Kreativität des
Nachwuchses der Universität in

nichts nachstehen. Von daher ist die
Annahme, daß die Marginalität, die
Randständigkeit  von Frauen im
Hochschulbereich mehr als anders-
wo eine Frage der Qualifikation sei,
wenig wahrscheinlich.
Ein historischer Rückblick zeigt
vielmehr  - worauf Angelika Wet-
ter treffend hingewiesen hat -, daß
es bei der Frauenfrage im Hoch-
schulbereich weniger um Qualifi-
kation als um den Ausschluß un-
liebsamer Konkurrenz ging. So hat
man den Frauen nach und nach
zwar den Zugang zu den Universi-
täten geöffnet, ihnen jedoch die
Möglichkeit des Abschlusses vor-
enthalten, der Zugangsvoraus-
setzung für einen Beruf war. Dabei
ging und geht es um den Zugang
zu Positionen mit Macht, hohem
Prestige, Status und Einkommen
(Angelika Wetterer, Rhetorische
Präsenz - faktische Marginalität, in:
Zeitschrift für Frauenforschung
1994, Heft 1/2, 93, 100 f.).
Mehr oder minder offen wird in il-
lustren Zünften die Furcht thema-
tisiert, daß mit der zunehmenden
Teilhabe von Frauen der Berufs-
stand an sozialem Ansehen verlie-
ren könnte.
Solche Ängste vor vermeintlichen
Minderwertigkeiten anderer, sind
zumeist Ausdruck eigener Unsi-
cherheit und Unwertgefühle. -
Eine Einsicht, die wir der
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Sozialpsychologie nicht nur für den
Bereich der Frauenfrage verdanken.
- Dieses Problem scheint mir eher
eine Frage des Trainings sozialer
Selbstsicherheit von Berufsständen
und ihrer Angehörigen zu sein als
ein Frauenproblem. Wir brauchen
nicht viel Worte zu machen, soweit

es um die Frage geht, warum Frau-
en im Hochschulbereich unterre-
präsentiert sind. Die Ursachen las-
sen sich sowohl in der besonderen
Situation der berufstätigen Frau als
auch in den Auslese- und Arbeits-
bedingungen der Universität
verorten.

Im Hochschulbereich wie in ande-
ren qualifizierten Berufen zeigt
sich, daß Frauen nicht in dem für
das männliche Geschlecht üblichen
Gleichschritt die Karriereleiter hin-
aufrücken. Zwar ist Frau-Sein kei-
ne Behinderung, wie es die damali-
ge bayerische Justizministerin in
der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission festgestelt hat. Doch
Mutter-Werden oder -Sein ist nach
wie vor mit „Verhinderungen“ ver-
knüpft. Sobald aus einem Paar eine
Familie geworden ist, spielen sich
geradezu zwangsläufig die über-
kommenen Verhaltensweisen ein.
Für die Frauen in den zwanziger
und dreißiger Jahren gilt nach wie
vor, daß die „Frauenfrage“ eine
„Kinderfrage“ ist. Nach wie vor
planen Frauen Lücken und Verzich-
te in ihren Berufsweg ein; es sei
denn, sie versagen sich von vorn-
herein den Kinderwunsch.

Eine im Auftrag des Bundes-
justizministeriums durchgeführte
Studie mag beispielhaft das Span-
nungsfeld Beruf - Familie - Haus-
halt veranschaulichen. Diese Unter-
suchung widmet sich der Berufs-
situation, den Karriereverläufen
und Karrierechancen von Richter-
innen, Staatsanwältinnen und
Rechtspflegerinnen. Danach haben
59 % der Richterinnen und 52 %
der Staatsanwältinnen ein oder
mehrere Kinder. Obgleich deren
Männer ihre Berufstätigkeit nahe-
zu uneingeschränkt unterstützen,
liegen die Familien- und Hausarbeit
eindeutig im Verantwortungsbe-
reich der Frauen. Immer wieder
zeigt sich, daß die Männer in der
Theorie ungemein gleichheits-
freundlich denken, daß sie aber in
der Praxis nach dem Motto verfah-
ren: „Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht naß.“

Die doppelt belastete Frau
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Die Entscheidung für Kinder ist für
viele Frauen Anlaß, die eigenen
Karrierewünsche einzuschränken.
Rund die Hälfte der Frauen mit
Kindern strebt keine (weitere) Be-
förderung mehr an. Sie nutzen die
Möglichkeit der Teilzeitarbeit und
Beurlaubung. Der Frauenanteil an
den Teilzeitbeschäftigten in der
Richter- und Staatsanwaltschaft be-
trägt rund 95 %.
Diese Frauen müssen dann aber die
verschlechterten beruflichen Auf-
stiegschancen und die erhöhte
Arbeitsintensität der Teilzeit-
beschäftigung hinnehmen. Der be-
klagte permanente Zeitdruck und
Mangel an persönlicher Freizeit
sind Folgen der Doppelbelastung,
die die Juristinnen mit allen berufs-
tätigen Müttern teilen (Vgl. die Stu-
die von Angela Hassels und Chri-
stoph Hommerich, Frauen in der Ju-
stiz, Bonn 1993).
Offenbar haben die Frauen  - so
Anja Meulenbelt - eine nur trügeri-
sche Freiheit gewonnen: Sie dürfen
sich heute aussuchen, welches Pro-
blem sie haben wollen. Sie müssen
aufpassen, daß sie sich nicht je nach

Problemwahl gegeneinander auf-
hetzen lassen. Anja Meulenbelt hat
an einer Talk-Show im Fernsehen
zur Frage der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf illustriert, wie der
Moderator drei Frauentypen gegen-
einander ausspielte:
„Die Frau, die ihren Beruf aufge-
geben hatte, um für die Kinder da
zu sein, wurde mit der Frage in die
Verteidigung gedrängt, ob sie denn
emanzipiert sei. Die Frau, die ar-
beitete und beschlossen hatte, kei-
ne Kinder zu bekommen, wurde
gefragt, ob sie das später nicht be-
reuen würde. Die Frau, die Kinder
hatte und berufstätig war, mußte
sich fragen lassen. wie sie das
schaffe, ohne die Kinder zu ver-
nachlässigen“
(Anja Meulenbelt, Pop-Feminis-
mus: Die scheinbare Alltäglichkeit
des Erreichten, in Ursula Nuber
(Hrsg.), Wir wollten Alles, Zürich
1993, S. 13, 17 f.).
Dem guten Manne ging gar nicht
auf, daß da Probleme verhandelt
wurden, die auch sein Geschlecht
betrafen, aber zumeist von Frauen
allein gelöst werden.
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Die Gleichstellungsgesetze der
Länder und des Bundes versuchen
dem Problem der mangelnden Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf
mit einem Kranz von Maßnahmen
zu begegnen. Von familiengerech-
ter Arbeitszeit, Teilzeitbeschäf-
tigung, Beurlaubung und Wieder-
eingliederungsmaßnahmen  ist in
den Gesetzen die Rede. Diese
Fördermaßnahmen werden durch
ein Benachteiligungsverbot er-
gänzt. Danach dürfen sich berufli-
che Ausfallzeiten wegen der Kin-
derbetreuung oder häuslichen Pfle-
ge von Anghörigen nicht nachtei-
lig auf die Beurteilung von Frauen
und Männern auswirken. Das Hes-
sische Gleichberechtigungsgesetz
definiert diesen Nachteil in einen
Vorteil um, wenn es gebietet, daß
bei der Qualifikationsbeurteilung
Fähigkeiten und Erfahrungen, die
durch Familienarbeit im häuslichen
Bereich erworben wurden, zu be-
rücksichtigen sind, soweit ihnen für
die Eignung, Leistung und Befähi-
gung der Bewerberinnen und Be-
werber Bedeutung zukommt. Das
soll auch dann gelten, wenn
Familienarbeit neben der Erwerbs-
arbeit geleistet worden ist.
Allmählich dämmert uns die Ein-
sicht, daß diese Maßnahmen durch-
aus ambivalent sind, weil sie trotz

der egalitären Redeweise von Frau
und Mann die traditionelle Auf-
gabenzuweisung an die Frauen auf-
rechterhalten. Zugeich nähren sie
die Ansicht, daß es um Defizite der
Frauen statt um Familienlasten
geht, die eigentlich bei beiden Ge-
schlechtern zu Buche schlagen soll-
ten. Zu recht plädieren Angelika
Wetterer und Heide Pfarr für Maß-
nahmen, die beide in die Pflicht
nehmen, d.h. insbesondere die
Männer und Väter. Nicht zu verges-
sen die staatlichen Instanzen, die für
die außerhäusliche Kinderbetreu-
ung Sorge zu tragen haben.
Nehmen wir aus dem Arsenal der
Maßnahmen die Teilzeitarbeit, die
mir - wenn auch nicht in ihrer ge-
genwärtigen Erscheinungsform -
eine weniger nachteilige Alternati-
ve als etwa die Beurlaubung zu sein
scheint. Sie ist - wie die Statistik
zeigt -  vorzugsweise eine Alterna-
tive für Frauen. Kein Wunder also,
möchte man meinen, daß sie unter
Voraussetzungen und in Bereichen
geleistet wird, die sehr zu wünschen
übrig lassen. Zu denken ist an den
mangelhaften Kündigungsschutz,
an die unterschiedlichen Sozial-
leistungen und eingeschränkten
Fortbildungsmöglichkeiten. Aber
nicht nur, daß fast alle Teil-
zeitarbeitsplätze mit Frauen besetzt

Die Ambivalenz der Vereinbarkeitsprogramme
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sind. Diese sind zumeist in der un-
teren Lohnskala angesiedelt. Nur
schwer ist gegen den alten Irrglau-
ben anzukommen, daß sich verant-
wortungsvolle Jobs für Teilzeitar-
beit nicht eigneten. Eine Vielzahl
empirischer Studien belegt das Ge-
genteil, nämlich, daß es über alle
Ebenen der Hierarchie hinweg fast
keinen Arbeitsplatz gibt, der zwin-
gend Vollzeitarbeit voraussetzt. Das
Hessische Gleichberechtigungs-
gesetz schreibt denn auch ausdrück-
lich vor, daß die Wahrnehmung von
Leitungsaufgaben der Teilzeit-
beschäftigung nicht entgegensteht
(§ 13 Satz 3). Etwas kleinmütiger  -
oder vornehmer ausgedrückt -  be-
hutsamer ist dieser Tatbestand im
2. Gleichberechtigungsgesetz des
Bundes ausgedrückt. Dort heißt es:
„Unter Berücksichtigung der
dienstlichen Möglichkeiten sowie
des Bedarfs  hat die Dienststelle ein
ausreichendes Angebot an Teil-
zeitarbeitsplätzen, auch  bei Stellen
mit Vorgesetzten- und Leitungs-
aufgaben zu schaffen.“
Hier scheinen mir die Ausflucht-
möglichkeiten mit den „dienstli-
chen Möglichkeiten“ und dem „Be-
darf“ schon vorgezeichnet. Warten
wir ab, in welcher Weise diese Vor-
schriften in der Praxis angewandt
werden.
Auf dem jüngsten Juristentag war
man sich einig, daß ein neues und

umfassendes Konzept für Teilzeit-
arbeit gesetzlich formuliert werden
müsse. Voll- und Teilzeitarbeit sol-
len faktisch und rechtlich gleichge-
stellt werden.
Ein Recht auf Teilzeitarbeit für Frau
und Mann ist gefordert worden. Die
Kardinalforderung lautet: Diese
Beschäftigungsform soll auf alle
beruflichen Tätigkeiten ausgedehnt
und so gestaltet werden, daß sie von
Frauen und Männern gleicherma-
ßen wahrgenommen wird. Denn
solange Teilzeitarbeit nur auf den
unteren Rängen der Berufs-
hierarchie angeboten wird und re-
lativ ungeschützt ist, wird sie eine
Sonderarbeitsform für Frauen und
damit ein probates Mittel ihrer Be-
nachteiligung bleiben.
Ich will nicht unerwähnt lassen, daß
die Verkürzung der Arbeitszeit nicht
einkommensneutral ist. Sie verrin-
gert vielmehr die bisherigen Ein-
künfte der Ehepartner und beein-
flußt damit auch die Wahl, wer von
beiden oder ob beide um der Be-
treuung der Kinder willen die Er-
werbstätigkeit einschränken. Hier
wird man nur mit einem Lastenaus-
gleich helfen können, der die
Familienarbeit ernst nimmt. Tref-
fend hat Spiros Simiis auf dem
Juristentag dargelegt, daß das ohne
eine Korrektur der Einkommens-
verteilung mit Hilfe von finanzwirt-
schaftlichen Maßnahmen nicht
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leistbar ist. Das bisher praktizierte
Ehegatten-splitting ist auf den Prüf-
stand zu stellen.
Last not least wird sich eine Entla-
stung der mit der Kindererziehung
verbundenen Ausgaben nur durch
eine höhere Inanspruchnahme der-
jenigen erreichen lassen, die keine
Kinder haben.
Die Chancen für ein solches grund-
legend neues Konzept der Verein-
barkeit von Familien- und Erwerbs-

arbeit sind nicht schlecht. Wir be-
finden uns in einer Krise der
Arbeitsgesellschaft: Die Arbeit
scheint uns auszugehen.
Bereits dieser soziale Sachverhalt
zwingt dazu, die Erwerbsarbeit an-
ders zu verteilen, wenn wir vermei-
den wollen, daß Menschen dauer-
haft aus dem Arbeitsprozeß ausge-
grenzt werden. Wir alle wissen, daß
dies der Nährboden für Rassismus
und Nationalismus ist.

Die beschwerliche Hochschullaufbahn

Die Schwierigkeiten von Frauen
steigern sich in der Universität. Die
Qualifikation als Wissenschaftlerin
setzt einen langen Atem voraus.
Denn im Regelfall müssen erst die
regulären Abschlüsse vollbracht
worden sein, wie etwa das 1. und
2. juristische Staatsexamen in der
Rechtswissenschaft. Dann geht
man/frau - je nach dem vorgeleg-
ten Tempo - schon auf die 30 zu.
Die im Vergleich zu anderen Pre-
stige verheißenden Berufen größe-
re Außenseiterrolle von Frauen in
der Universität hängt aber auch mit
der ungewissen Zukunftsperspekti-
ve der Hochschullaufbahn zusam-
men. Zwar gibt es auch für
Professorenstellen formale  Voraus-
setzungen des Zugangs wie die Pro-
motion und die Habilitation. Doch

kann man diese Hürden nicht mit
der gleichen Selbstverständlichkeit
ansteuern und nehmen wie z.B. das
erste und zweite Staatsexamen bei
den Juristen.
Es gilt zunächst einen Betreuer oder
- was noch seltener gelingen wird -
eine Betreuerin zu finden. Das ist
eine Frage der Chemie. Ein solches
Verhältnis läßt sich nicht von heute
auf morgen begründen, sondern
setzt Karriereplanung voraus. Das
ist keine Domäne der Frauen. Der
Betreuer will eines Tages davon
überzeugt werden, daß die mühsam
erarbeitete Studie die Forschungs-
frage wissenschaftlich gediegen be-
antwortet. Welches sind die Maß-
stäbe, die Standards der wissen-
schaftlichen Gemeinschaft, an de-
nen man/frau sich orientieren kann?
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Das alles sind Fragen, die sich nach
einer geglückten oder mißglückten
Habilitation zumeist besser beant-
worten lassen als im vorhinein.
Angesichts dieser Orientierungs-
schwierigkeiten bleibt die Frage
nach der für das Unternehmen Ha-
bilitation zu veranschlagenden Zeit
erst recht unbeantwortbar.
Für junge Frauen spielt die Zeit-
ökonomie aber nach wie vor eine
existentielle Rolle; sofern sie nicht
von vornherein auf Kinder verzich-
ten möchte.
Dagegen kann sich der junge Mann
auf das Wagnis Habilitation auch
angesichts künftiger Ehe- und
Familienfreuden einlassen. Darf er
doch auch heute noch darauf ver-
trauen, daß ihm seine künftige Ge-

fährtin den Rücken frei halten wird
- im wohlverstandenen Interesse
beider, versteht sich.
Ist das Unternehmen Habilitation
geglückt, gilt es, sich in den Rei-
gen der Berufungs-Spiele einzurei-
hen. Das setzt Know-how und das
Sich-Einspannen in Seilschaften
voraus. Insofern hat sich seit dem
Ende der 60er Jahre in den Univer-
sitäten nicht viel geändert.
Hier fehlt es den Frauen an Routi-
ne und Zeit, die die Pflege eines
solchen Beziehungsgefüges voraus-
setzt. - Es kommt darum nicht von
ungefähr, daß viele der jungen Pro-
fessorinnen Töchter von Professo-
ren sind, die an den Erfahrungen
und Beziehungen der Väter partizi-
pieren.

Die Rhetorik der Gleichberechtigung

möglichen, bisher so wenig ge-
bracht haben. Vertraute man allein
auf die Rhetorik, die diesem Pro-
blembereich gewidmet wird, dann
müßte die Sache der Frau in der
Hochschule eigentlich schon weit
vorangebracht sein. Aber der rhe-
torische Eifer täuscht. Er ist eher
kontraproduktiv und mobilisiert
mehr die Abwehrkräfte als daß er
die Frauen auf dem Weg zur Pro-
fessur beflügelt. Lassen Sie mich
ein jüngstes Zeugnis männlicher

Die Qualifkationsdauer und der
Qualifikationsdschungel können
für sich allein die geringe Zahl von
Professorinnen nicht erklären. Wir
dürfen vermuten, daß je nach Fach-
bereich verschiedene Mechanismen
und Praktiken der Ausgrenzung von
Frauen zusammenwirken. Ich will
das nicht weiter vertiefen, sondern
mich der Frage widmen, warum die
verschiedenen Frauenförder-
maßnahmen, die eine bevorzugte
Berücksichtigung von Frauen er-
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Einfallsfreude aufbieten. Es handelt
sich um den Aufsatz eines Juristen
in einer renomierten juristischen
Zeitschrift zu  dem Thema „Allein-
verdiener-Hausfrauen-Ehe und
Gleichberechtigung“ (Neue Juristi-
sche Wochenschrift, Heft 36, S.
2329 ff.). Unser Autor preist zu-
nächst nostalgisch das alte, auf Er-
gänzung von Mann und Frau beru-
hende Ehemodell, in dem die Frau
die innere Fürsorge der Familie und
der Mann die Rolle des Brot-
verdieners übernahm. „Diese Rol-
lenverteilung scheint der unter-
schiedlichen Veranlagung der Ge-
schlechter und den biologischen
Gegebenheiten zu entsprechen. Es
ist kaum anzunehmen“, so der
bestechende Schluß unseres Autors,
„daß sie sich sonst so entwickelt
hätte.“  Der in einer solchen arbeits-
teiligen Partnerschaft lebende
Mann bilde mit seiner Frau auch
beruflich ein Team. Darum konze-

diert der Autor der Frau nicht nur
einen Anspruch auf einen Teil der
Vergütung des Mannes. Die Tatsa-
che, daß der erwerbstätige Mann
gemeinsam mit seiner Hausfrau-
Partnerin zu sehen ist, müsse auch
im Arbeitsleben Konsequenzen in
dem Sinne haben, daß auf einen
solchen Bewerber die Quoten-
regelung nicht angewandt werden
dürfe. Ein solcher Mann soll offen-
bar als Neutrum oder gar Frau im
Sinne der Gleichstellungsgesetze
gelten. Das hessische Gleich-
berechtigungsgesetz beugt solchen
Argumenten mit der Regel vor, daß
bei der Auswahlentscheidung der
Familienstand oder das Einkom-
men des Partners oder der Partne-
rin nicht berücksichtigt werden dür-
fen.
Aber lassen Sie uns nach diesem
Exkurs zu den Abwehrstrategien
von Quotenregelungen erst einmal
auf deren Wirksamkeit schauen.

Um das Gleichberechtigungs-
versprechen des Grundgesetzes ein-
zulösen, haben wir uns in der Ver-
gangenheit für Gesetze stark ge-
macht, die vorschreiben, daß Frau-
en im öffentlichen Dienst ein-
schließlich der Universitäten vor-
rangig zu berücksichtigen sind.

Zweierlei ist allerdings vorausge-
setzt: zum ersten, daß Frauen in
dem betroffenen Bereich unterre-
präsentiert sind; zum zweiten, daß
sie gleichermaßen qualifiziert sind
wie der männliche Bewerber. Eine
leistungsbezogene oder quali-
fikationsabhängige Quote nennt

Die leistungsbezogene Quote
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man dieses Instrument. Gewiß ha-
ben wir schon seinerzeit gewußt,
daß eine solche Frauenfördermaß-
nahme nur dann erfreuliche Erfol-
ge für Frauen zeitigen wird, wenn
statt auf den Vergleich der Qualifi-
kation allein auf die formale
Zugangsvoraussetzung, also
schlicht auf die gelungene Habili-
tation abgestellt wird. Hiergegen ist
ein verfassungsrechtlicher Vorbe-
halt ins Feld geführt worden, näm-
lich der, daß das Grundgesetz für
den öffentlichen Dienst eine
„Bestenauslese“ vorschreibe.
Daß man hinsichtlich der verfas-
sungsrechtlichen Stichhaltigkeit
dieses Arguments unterschiedlicher
Meinung sein kann, wissen wir alle.
Worauf es aber im rechtspolitischen
Prozeß nach versuchter Über-
zeugungsarbeit ankommt, das ist

das politische Kräfteverhältnis.
Und die Mehrheit war nicht auf der
Seite derer, die angesichts des
gleichheitswidrigen Unverhält-
nisses der Geschlechter im öffent-
lichen Dienst gern auf den
Qualifikationsvergleich verzichtet
hätten.
Daß dieser insbesondere im Bereich
der Hochschule nur schwer an ob-
jektiv überprüfbaren Kriterien fest-
gemacht werden kann, beweist
nicht nur der Fall der Wissenschaft-
lerin Brodsky. In diesem Fall haben
der Fachbereich auf der einen und
der Senator auf der anderen Seite
die Frage, ob die Wissenschaftle-
rin und der Wissenschaftler gleich
qualifiziert sind, unterschiedlich
beantwortet; und wir dürfen vermu-
ten, daß auf beiden Seiten Exper-
ten mitgewirkt haben.

aber faktisch nichts gebracht habe,
seien die Männer und Institutionen
mit einem neuen Instrument zu kon-
frontieren: Und zwar mit
Frauenförderplänen, die verbindli-
che Zielvorgaben vorsehen. Ge-
meint sind Regeln, die anordnen,
daß bei der Besetzung von Stellen
auf den verschiedenen Hierarchie-
stufen ein bestimmter Anteil für
Frauen vorzusehen ist.

Weil die Erfolge im Bereich der
Wissenschaft so gering und die
Qualifikationsfrage nicht verläßlich
zu beantworten ist, wollen viele  -
vornean eine der geistigen Wegbe-
reiterinnen der Gleichstellungs-
gesetze, Heide Pfarr -  die qualifi-
kationsabhängige Quote zu Grabe
tragen. Für sie ist diese Quote eine
- für die Bewußtseinsebene -  not-
wendige Etappe gewesen. Da sie

Frauenförderpläne mit Zielvorgaben
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Für den Bereich der Hochschulen
schreibt das Hessische Gleich-
berechtigungsgesetz vor, daß
Qualifikationstellen mindestens mit
dem Anteil an Frauen zu besetzen
sind, den sie an den Absolventin-
nen und Absolventen des jeweili-
gen Fachbereichs stellen. Ähnliches
gilt für die wissenschaftlichen
Hilfskräfte ohne Abschluß. Für die
übrigen Stellen sieht das Hessische
Gesetz keine starren Quoten vor.
Allerdings legt es fest, daß in den
aufzustellenden Frauenförder-
plänen jeweils für mehr als die
Hälfte der zu besetzenden Stellen,
Frauen vorzusehen sind. Nur in
dem Falle dürfen es weniger sein,
wenn glaubhaft gemacht werden
kann, daß nicht genügend Frauen
mit der notwendigen Qualifikation
zu gewinnen sind.
Die Vorzüge einer solchen Rege-
lung sind offenbar. Denn sobald der
Frauenanteil in dem Förderplan

festgelegt ist, erspart man sich die
leidige Diskussion, ob die Frau ge-
nau so gut qualifiziert ist wie der
sich ebenfalls bewerbende Mann.
Überdies motiviert eine solche Ziel-
vorgabe die Bereitschaft der Perso-
nalbehörden, nach weiblichen As-
pirantinnen Ausschau zu halten.
Dieses Bemühen läßt sich noch mit
der Drohung steigern, daß die Stel-
len nicht besetzt werden dürfen
oder gar einkassiert werden, wenn
keine qualifizierte Frau gefunden
wird. Doch täusche sich frau nicht
über die Beschwerlichkeit der vor-
ausgehenden Verhandlungspro-
zesse bei der Aufstellung eines
Förderplans, welche und wieviele
Stellen künftig mit Frauen zu be-
setzen sind. Die Aufgaben der
Frauenbeautragten in den Univer-
sitäten und Fachbereichen werden
dadurch nicht leichter, möglicher-
weise aber doch von größeren Er-
folgen gekrönt werden.

Doch erst gilt es die Fahne der
Rechtspolitik wieder zu schwingen
und entsprechende Regelungen  -
nach dem Vorbild Hessens -  zu
entwerfen. Mit der rechtspoli-
tischen Diskussion wird die Gret-
chenfrage von Frauenförder-
maßnahmen wieder aufflammen,

nämlich die nach der Verfassungs-
mäßigkeit dieser Regelungen. Wird
hier, so werden Sie fragen, der be-
scheidene Fortschritt hilfreich sein,
den wir in der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission von Bundes-
tag und Bundesrat als Ergänzung
des Gleichberechtigungsartikels er-

Der Gleichstellungsauftrag im Grundgesetz
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kämpft haben? Der Satz „Männer
und Frauen sind gleichberechtigt“
ist mit dem heutigen Tag um den
Satz ergänzt: „Der Staat fördert die
tatsächliche Durchsetzung der
Gleichberechtigung von Frauen
und Männern und wirkt auf die Be-
seitigung bestehender Nachteile
hin“. Ich versage es mir, den be-
schwerlichen Weg nachzuzeichnen,
der zu diesem Kompromiß geführt
hat. Wir hätten es lieber gesehen,
daß ausdrücklich Frauenfördermaß-
nahmen zum Ausgleich bestehen-
der Ungleichheiten im Grundgesetz
als zulässig erklärt werden. Das
Gespenst der starren Quote hat die
Verhandlungsbereitschaft der
Mehrheit im Keim erstickt.
Im Grunde enthielt schon das
Grundgesetz in seiner Urfassung
den Auftrag an den Staat, auf die
Gleichstellung der Frauen hinzu-
wirken. So hat das Bundes-
verfassungsgericht wiederholt  -
zuletzt in seiner Entscheidung zum
Nachtarbeitsverbot für Frauen -
festgestellt: Der Satz „Männer und
Frauen sind gleichberechtigt“ wol-
le nicht nur Rechtsnormen beseiti-
gen, die Vor- oder Nachteile an das
Geschlecht knüpften. Dieser Arti-
kel wolle die Gleichberechtigung
der Geschlechter in der Zukunft
durchsetzen. „Er zielt“, so das Ge-
richt, „auf die Angleichung der Le-
bensverhältnisse.“ Das Gericht hält

es auch für denkbar, daß eine
Ungleichbehandlung notwendig
sein könne, um die tatsächliche
Gleichstellung der Frau zu errei-
chen. Julia Dingwort-Nusseck hat
errechnet, daß die Gleichstellung
der Frau ohne eine vorübergehen-
de Bevorzugung erst im Jahr 2.230
verwirklicht sein werde.
Ich meine,  so lange sollte Mann
nicht auf die Bereicherung unseres
kulturellen, wissenschaftlichen und
gesellschaftlichen Lebens um die
weibliche Intelligenz , Erfahrung
und Einfallsfreude warten.
In der jüngsten Verfassungs-
diskussion hat sich gezeigt, daß vie-
le Männer in der Theorie ungemein
egalitär denken. Aber wenn es prak-
tisch wird, halten sie Frauen gern
den Gemeinspruch entgegen: „Was
Du nicht willst, das man Dir tut, das
füg’ auch keinem Manne zu.“ Es
wird eine umgekehrte, diesmal den
Mann treffende Diskriminierung
denunziert. Sie  - die Männer und
einige Gerichte -  meinen, daß man
nicht pauschal die Nachteile, die die
Generation der Großmütter erlitten
habe, durch eine einseitige Bevor-
zugung der Generation der Enke-
linnen ausgleichen könne. Ein Aus-
gleich sei nur dann geboten, wenn
die Angehörigen des einen Ge-
schlechts aus geschlechtsbezo-
genen Gründen in ihrer Ausbildung
oder sonst in ihrem bisherigen Wer-
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degang Nachteile erlitten hätten.
Wie sich die Juristen den konkre-
ten Nachweis der betroffenen Frau
vorstellen, daß sie selbst in ihrer
persönlichen Entwicklung Opfer
dieses Sündenfalls sei, hat ein
Rechtswissenschaftler an den
Leistungskriterien seines Berufs-
standes zu veranschaulichen ver-
sucht: „Ein Baby ist ein Buch.
Wenn eine Frau ein Buch weniger,
aber ein Baby mehr hat, dann ist das
gleichzustellen.“ (Peter Hanau)
Diese Argumentation ist in zweier-
lei Hinsicht bemerkenswert: Zum
einen verrät sie, daß Männer
geschlechtsangemessenes Verhal-
ten durchaus zu belohnen bereit
sind; denn die Frauen tun ja entspre-
chend ihrem ureigenen Gebär-
vermögen etwas für den Fortbe-
stand der Gesellschaft. Zum ande-
ren offenbart sie die treuherzige An-
nahme, daß der gleichberechtigten
Teilnahme der Frauen am Arbeits-
leben heute einzig und allein aktu-
elle Familienpflichten im Wege
ständen. Daß die Chancen für ei-
nen qualifizierten Ausbildungsplatz
und die Verhandlungsmacht von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt von
vornherein durch die Tatsache ih-
res Geschlechts und die diesem
gesellschaftlich zugeschriebenen
Aufgaben beeinträchtigt sind, wird
nicht erkannt. Zu Recht hat die ge-
genwärtige Berliner Justizsenatorin

festgestelt, daß sie sich um das Fort-
kommen ihres Sohnes nicht sorge;
denn für diesen sorge die Gesell-
schaft. Anders verhalte es sich al-
lerdings mit ihren Töchtern. Diese
bedürften durchaus der Hilfe akti-
ver staatlicher Frauenpolitik, weil
sie mit dem Gebärvermögen geseg-
net seien.
Meine Damen und Herren, wenn
Frauen und Männer bei der Perso-
nalauswahl konkurrieren, spitzt
sich die Frage der Frauenförderung
dramatisch zu. Hier kommen wir
um die Einsicht nicht herum, daß
die Situation der Frau im Arbeits-
leben und in der Politik nicht unab-
hängig von der des Mannes verbes-
sert werden kann. Es geht um ein
Nullsummenspiel oder um das Tei-
len von Macht und beruflichen
Chancen. Bewerben sich Mann und
Frau um eine Stelle, so bedeutet die
Wahl der Bewerberin zugleich die
Absage an den konkurrierenden
Bewerber. Das heißt, Privilegierung
und Diskriminierung stehen
tatsächlich und rechtlich in einem
auflösbaren Zusammenhang. Eine
rechtspolitische Änderung der Si-
tuation der Frau muß diese Wech-
selbeziehung zwischen den Ge-
schlechtern berücksichtigen und die
stillschweigende Bevorzugung der
Männer mit einer Erlaubnis zur
Privilegierung von Frauen durch-
brechen.
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Selbstsabotage bei Frauen

loginnen viele Elemente, die sich
zu einer „riesigen Bremse“ zusam-
menfügten: „Entmutigungen der
Umgebung, oft auch der eigenen
Eltern; das Bewußtsein, daß die
objektiven Bedingungen der
Kinderversorgung so schlecht sind,
daß Kinder und Karriere sich heute
nicht besser vereinbaren lassen als
vor zehn Jahren; die Vermutung,
daß der Alltag einer Karrierefrau
frostig, ihre Aufnahme durch die
Kollegen mehr als kühl sein wird,
so daß sie die zusätzliche Abküh-
lung einer schlechten oder nicht
vorhandenen Beziehung emotional
nicht verkraften kann.“
Überdies zeigte sich, daß Frauen
mit negativen Reaktionen der Män-
ner - und vor allem des geliebten
Mannes - rechnen, wenn sie erfolg-
reich sind; daß sie im Falle der Ge-
burt eines Kindes der Karriere des
Mannes diskussionslos den Vorrang
geben, auch ohne von diesem einen
entsprechenden Druck erfahren zu
haben. „In Erwartung möglicher
Schwierigkeiten erzeugen Frauen
selbst oft eine Situation,“ konsta-
tierten Cheryl Benard und Edit
Schlaffer, „in der sie nicht mehr
gewinnen können“ (Frankfurter
Rundschau 24.10.1987, Zeit und
Bild S. 5).

Liebe Studentinnen, Assistentin-
nen, Mitarbeiterinnen und Kolle-
ginnen, wenn frau sich über einen
Mißstand ärgert, dann ist es im
Grunde genommen eine Selbstver-
ständlichkeit, die Ursachen nicht
nur bei dem anderen Geschlecht
oder in den traurigen gesellschaft-
lichen Verhältnissen zu suchen.
Nach der Auskunft der Sozialwis-
senschaften ist Selbstsabotage bei
Frauen ein erstaunlich ausgepräg-
tes Phänomen. Die amerikanische
Wissenschaftlerin Horney hat ein
Experiment durchgeführt, über das
die beiden österreichischen Femi-
nistinnen Cheryl Benard und Edit
Schlaffer berichtet haben. Die
Professorin Horney hat den Studen-
tinnen eine kurze Geschichte er-
zählt und sie gebeten, diese fortzu-
setzen. Die Geschichte lautete:
„Anne studiert ebenso wie ihr
Freund Medizin. Die Prüfungser-
gebnisse für den ersten Abschnitt
werden veröffentlicht und es stellt
sich heraus, daß Anne als Beste
benotet wurde.“
Die Fortsetzungsgeschichten waren
gleichermaßen erstaunlich wie
bedrückend. Die Grundtendenz of-
fenbarte „Angst vor dem Erfolg“.
In den Geschichten vermischten
sich, nach dem Fazit beider Sozio-
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Dieses Experiment lehrt, daß Frau-
en ihre Situation und künftigen Le-
bensweg reflektieren und sich nicht
willig zum Opfer überholter gesell-
schaftlicher Vorurteile machen soll-
ten. Statt vorauseilende Verzichts-
bereitschaft zu kultivieren, sollten
sie offen mit dem Partner über den
weiteren Lebensplan und die Ar-
beitsteilung in der Familie spre-
chen. Auch das moderne Familien-
recht erwartet von den Eheleuten,
daß sie die Frage der Hausarbeit im
gegenseitigen Einvernehmen re-
geln.
Ohne Selbstbehauptungswillen
kommt eine Frau in unserer Gesell-
schaft nicht voran. Was aus dem

Staatsziel der Gleichberechtigung,
den Gleichstellungsgesetzen und
Frauenförderrichtlinien wird, dürf-
te weniger von der künftigen Inter-
pretation der Gerichte, insbesonde-
re des Bundesverfassungsgerichts
abhängen als vielmehr davon, ob
und wie es den Frauen gelingt, ihre
Forderungen unzweideutig auf den
Begriff und nachhaltig zum Aus-
druck zu bringen.
Nur dann sind Frauen mit dem
Stimmzettel in der Hand eine poli-
tische Macht, wenn sie sich als
Staatsbürgerinnen untereinander
und mit aufgeklärten Männern ver-
bünden, um ihre politischen Ziele
zu erreichen.
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Prof. Dr. Jutta Limbach, Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts, Sozialde-
mokratin, Absolventin und bis zu ihrem Eintritt in den Berliner Senat aktive
Professorin der Freien Universität, engagiert sich seit Jahren für die Rechte der
Frau. Dem entspricht auch das Thema ihres Festvortrags beim Ersten
Universitäsfrauentag der FU: „Der aufhaltsame Aufstieg der Frauen in der Wis-
senschaft“.

„Während 41 Prozent der Studienanfänger Frauen sind,
ist das weibliche Geschlecht unter den Absolventen mit
37 Prozent, unter den Doktoranden mit 28 Prozent und
unter den Habilitanden mit 10 Prozent vertreten. In der
Gilde der Professoren sind nur 5,5 Prozent Frauen.“


